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Anwalt für Gleichbehandlungsfragen

für Menschen mit Behinderung

Dr. Erwin Buchinger


Bundesministerium für Finanzen
z.H. Frau AL Mag.a Karin Kufner
Johannesgasse 5

1010 Wien
per E-Mail: post.vi-7@bmf.gv.at
Wien, am 16. November 2015
Betrifft: 
Entwurf eines LStR-Wartungserlass 2015; Begutachtungsverfahren
Sehr geehrte Damen und Herren!
Der Behindertenanwalt nimmt in Kenntnis des Entwurfes eines LStR-Wartungs​erlass 2015 wie folgt Stellung:
I. Präambel
Der Behindertenanwalt ist zuständig für die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes oder des Behinderteneinstellungsgesetzes diskriminiert fühlen. 
Darüber hinaus führt der Behindertenanwalt im Rahmen des § 13c Bundesbehinder​tengesetz Untersuchungen durch und gibt Empfehlungen und Berichte zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung ab.

II. Gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
Menschen mit Behinderung sind aufgrund mehrfaktorieller Einflüsse in besonders hohem Maße armutsgefährdet, gleichwohl sie aufgrund von Pflegebedarf, erhöhten Mobilitätskosten und anderen, mit einer Behinderung in direktem oder indirektem Zusammenhang stehenden Ausgaben erhöhte Lebenserhaltungskosten aufweisen.
Die mögliche Folge einer strukturbedingten Deprivation erscheint mit dem zentralen Element der UN-Behindertenrechts​konvention – dem Recht auf selbstbestimmtes Leben – unvereinbar. 

In diesem Zusammenhang regt der Behindertenanwalt grundsätzlich an, Änderungen im Lohnsteuerrecht und deren finanzielle Auswirkungen, welche Menschen mit Behinderungen unmittelbar betreffen können, besonders sorgfältig zu prüfen.
III. Empfehlungen des Behindertenanwaltes
Ad Ziffer 30, betr. Rz 839h:

Der Erlass legt fest, dass „(b)ei anderen Mehrfachbehinderungen (…) eine Berücksichtigung von Freibeträgen bzw. Aufwendungen ohne Abzug eines Selbstbehalts nur dann möglich [ist], wenn der Anteil des jeweiligen Leidens zumindest 25% beträgt.“
Der Behindertenanwalt weist unter Bezugnahme auf die Anlage zur Einschätzungs​verordnung des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen explizit darauf hin, dass viele medizinische Befunde, welche bereits zu mittelgradigen Funktions​einschränkungen führen, mit einem Grad der Behinderung von 20 vH oder geringer zu bewerten sind und damit gemäß der beabsichtigten Anpassung ein Selbstbehalt zum Abzug kommt.
Beispielhaft soll hier der Verlust aller Zehen eines Fußes (gemäß Einschätzungs​verordnung Pkt. 01.05.49 – 20%) genannt werden, welcher jedenfalls orthopädischer Unterstützung und spezieller Schuhzurichtungen bedarf und mit entsprechenden Kosten verbunden ist.
Ebenso werden einzelne Nervenleiden gem. Einschätzungsverordnung als gering​gradig bewertet, können jedoch in einer ausgeprägten Einschränkung kumulieren.

Zusammenfassend ist daher festzustellen, dass der gegenwärtige Entwurf eine nicht gerechtfertigte Verschlechterung für Menschen mit Behinderungen infolge erheb​licher finanzieller Mehrbelastungen mit sich bringen kann.
Im Lichte der UN-Behindertenrechtskonvention als völkerrechtliche Verpflichtung ist zudem die medizinisch orientierte Fragmentierung von Einzelleiden („medizinisches Modell von Behinderung“) politisch gem. UN-BRK abzulehnen: 
Den Vertragsstaaten obliege die Erkenntnis, dass „(…) das Verständnis von Behinderung sich ständig weiterentwickelt und dass Behinderung aus der Wechsel​wirkung zwischen Menschen mit Beeinträchtigungen und einstellungs- und umwelt​bedingten Barrieren entsteht, die sie an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern.“ (Präambel lit. e).

Der Behindertenanwalt regt daher an, die beabsichtigte Anpassung im Falle von Mehrfachbehinderungen in Übereinstimmung mit der von Österreich im Jahr 2008 ratifizierten UN-Behindertenrechtskonvention auszusetzen.
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Erwin Buchinger
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